
SEITE 8 ■ DONNERSTAG, 6. OKTOBER 2011 · NR. 232 Staat und Recht FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG

Ewige Bindung oder flüchtige Liaison?
Das Recht gerät mit dem Staat ins Rutschen. Verliert der Verfassungsstaat seine Bedeutung, so schwindet auch die Überzeugung, 

dass politische Macht nur rechtsförmlich ausgeübt werden darf. Lösen wir Staat und Recht und Vernunft voneinander, dann fehlt uns 
jeder Kompass für die humane und kluge Gestaltung des 21. Jahrhunderts. Der Westen steht am Scheideweg. Von Udo Di Fabio

D ie Bundesrepublik Deutschland 
ist ein demokratischer und so­
zialer Rechtsstaat. Verfassungs­
staat zu sein heißt, politische 

Herrschaft in Form zu bringen und not­
falls zu zwingen, Zuständigkeiten und Ver­
fahren zu achten, in Institutionen zu han­
deln und die Grundrechte der Bürger als 
feste Grenzen zu akzeptieren. Das Recht 
gibt dem Staat seine Struktur, der Staat 
selbst ist eine institutioneile Erfindung, 
um politische Herrschaft zu konzentrie­
ren und nach Vernunftmaßstäben zu ra­
tionalisieren.

So etwas liest man in Einführungen 
zum Grundgesetz und sollte es als politi­
sches Bildungsgut pflegen. Aber im Zuge 
der großen Finanz- und Staatsschuldenkri­
sen, in der Zeit der Europäisierung und In­
ternationalisierung klingen solche Worte 
doch eigenartig unangemessen, irgendwie 
gestrig. Was gilt denn noch das klassische 
Staatsrecht, das Recht überhaupt? Was gel­
ten denn die Idyllen der territorial be­
grenzten Demokratie, wenn das gemeinsa­
me Haus Europa Risse zeigt, wenn ein aus 
den Fugen geratenes System globaler In­
terdependenzen das politische Handeln 
unerbittlich diktiert?

Es gibt Pragmatiker, die halten in der 
Tat die feste Bindung politischer Herr­
schaft an das Recht für einen Ladenhüter, 
einen Bremsklotz. Ist sie nicht eine typi­
sche Verstiegenheit des deutschen Mi­
chels, der davon träumt, dass auch in Zei­
ten des größten Umbruchs alles nach Re­
geln, alles nach Vorschrift geht? Die Be­
triebstechniker des politischen Systems da­
gegen haben weiß Gott andere Sorgen. 
Jahrzehnte ließen sie die Wirtschaft frei, 
um Weltoffenheit, friedliche Zusammenar­
beit und vor allem Wohlstand zu fördern. 
Der allgemeine Beifall dafür war nicht un­
berechtigt. Denn mit Öffnung, Deregulie­
rung und Globalisierung ist die einstige 
Enge nationalstaatlicher Politik erfolg­
reich gesprengt, sind Wohlstandsgewinne

„Fällt der Euro, fällt Euro­
pa.“ Was sollen bei dieser 
Gleichung Argumente des 
Rechts noch bewirken?

auch für Regionen erreicht worden, die 
seit Generationen in Armut lebten. Doch 
hat das Augenmaß gestimmt? Vieles deu­
tet darauf hin, dass wir heute wie Goethes 
Zauberlehrling dastehen, ein Lehrling, der 
mit der Entfesselung der Finanz- und Devi­
senmärkte und auch mit dem Verzicht auf 
die Solidität staatlicher Haushaltswirt­
schaft Geister gerufen hat, die er nicht län­
ger bändigen kann, und weit und breit kein 
Meister in Sicht. Die Techniker des dienen­
den Pragmatismus warten auf keinen Meis­
ter. Sie lassen das Unbegreifbare und Un­
entrinnbare der Sachzwänge einfach wir­
ken, sie fügen sich in das Muster: reagieren 
statt realeren. Ihr Kalkül verdänkTsicir3er 
politischen Erfahrung, dass es irgendwie 
immer weitergeht. Unweigerlich wird ir­
gendwann hinter dem Rauch der Komple­
xität das Neue hervorkommen und dann 
sollte man es doch mit freien Händen, 
ohne Fesseln, ergreifen und gestalten kön­
nen. Was soll hier die alte Verbindung von 
Staat und Recht eigentlich bringen?
• Staat und Recht stehen schon jeweils 
für sich genommen in einer kategorialen 
Kritik. Der Staat darf zwar als Realität ex­
pandieren und als Begriff fortexistieren, 
wobei wir gut europäisch dazu nur noch 
„Länder“ sagen sollen, aber er wird zuneh­
mend seiner Idee entkleidet. Auch das 
Recht nimmt in seiner Fülle zu, verliert 1 
aber hier uricfdort seine ernsthafte Quali- 
täfTjene Qualität, einen eigenen Logos 
der Rationalität zu entfalten.

Die Meinungen über den Staat sind ge­
teilt. Für alle groß vorausahnenden Meis­
terdenker des Kommenden hat Carl 
Schmitt die Epoche der Staatlichkeit kur­
zerhand abgewickelt, seltsamerweise erst 
nach dem Ende der nationalsozialisti­
schen Staatsdementierung. Vor allem Eu­
ropapolitiker machen sich über die Staatsfi- 
xiertheit deutscher Juristen namentlich 
des Bundesverfassungsgerichts lustig, dem 
sie vorwerfen, es verharre in der Denkwelt 
19. Jahrhunderts. Der amerikanische Poli­
tikwissenschaftler Francis Fukuyama wirft 
denselben Deutschen allerdings vor, sie sei­
en staatsvergessen und betrieben die euro­
päische Integration verbissen als ein 
„ Anti-Souveränitätsproj ekt“, merkwürdig 
fixiert auf die Lösung der Probleme des 20. 
und nicht der des 21. Jahrhunderts, die 
weltweit in dem Bau und der Erhaltung 
von demokratischen Rechtsstaaten lägen.

Auffällig ist immerhin, wie schlecht 
man auf den Staat als zentrale Institution 
im politischen System verzichten kann. 
Nach den verschiedentlich erteilten Ab­
schieden auf den Staat kommt es rezidivie­
rend dann zu einer Wiederentdeckung des­
selben: Renaissance, Metamorphosen, Ab­
dankungen, Abenddämmerung und Wie­
dererstarken werden ihm frank und frei in 
recht schneller Folge bescheinigt. Und 
will Europa vielleicht nicht doch Staat wer­
den, wenn von Vereinigten Staaten die 
Rede ist? Die Staatstheorie richtet im 
Wirrwarr der Diagnosen nichts aus. Sie ist 
selbst in der Defensive. Ihre Legitimität 
changiert mit dem jeweiligen Blick auf 
den Gegenstand. Einige wollen sie allen­
falls als Verfassungstheorie zulassen, aber

auch das scheint angesichts der internatio­
nalen Vernetzung und Pragmatisierung 
politischer Herrschaft ein womöglich nur 
ephemerer Vorschlag.

Während es vor einigen Jahren noch 
möglich schien, auf den Staat kategorial zu 
verzichten, wenn nur Recht herrsche, also 
aus dem europäischen Staatenverbund bei­
spielsweise der Verfassungsverbund wür­
de, so zeigen manche Beiträge heute, wo­
rum es wirklich geht. Auch das Recht gerät 
mit dem Staat ins Rutschen. Verliert der 
Verfassungsstaat seine Bedeutung, so 
schwindet auch jene Überzeugung des 19. 
Jahrhunderts, dass politische Macht nur 
rechtsförmlich ausgeübt werden dürfe.

Intellektuell sehr reizvoll und klar hat 
diese Einstellung vor kurzem Karl Heinz 
Bohrer auf den Punkt gebracht, in der Zeit­
schrift Merkur: „Damit ist mm die eigentli­
che Crux des provinziellen, sich nicht ver­
antwortlich fühlenden Bewusstseins ge­
nannt: die irrige Auffassung von einem 
Recht, das über der Politik schwebt, die 
entpolitisierte Interpretation des Völker­
rechts. Es ist darüber hinaus aber eine spe­
zifisch deutsche Tradition, das Recht als 
quasi metaphysisch begründete Instanz, 
als eine der Realität entfremdete, Inner­
lich* * gefasste, absolute Norm zu verstehen

des europäischen Währungsraumes gegen 
Buchstaben und Geist der europäischen 
Verträge verstößt. Das bestreiten andere 
und weisen darauf hin, dass die Hilfsmaß­
nahmen jedenfalls für Portugal und Irland 
den Weg zurück zum Vertrag bedeuten. 
Solch ein Meinungsstreit kommt vor unter 
Juristen. Hellhörig muss man aber wer­
den, wenn auf die Vorhaltung eines Ver­
tragsbruchs entgegnet wird, dass die Ein­
haltung der Verträge praktisch nicht mög­
lich sei, ohne dasjenige zum Einsturz zu 
bringen, was die Bestimmungen zur Wäh­
rungsunion erreichen wollen: einen ge­
meinsamen Währungsraum. „Fällt der 
Euro, fällt Europa.“ Solche politischen 
Richtungsformeln sind völlig legitim. Nur 
was sollen eigentlich bei dieser Gleichung 
Argumente des Rechts noch bewirken? In 
der zweiten Reihe wird der Ton deutli­
cher: Wer in der Stunde der Not auf Juris­
ten höre, Parlamente erst mühselig beteili­
gen müsse, der könne nicht entschlossen, 
der könne nicht zügig handeln, der sei poli­
tisch handlungsunfähig. Mehr noch. Wer 
sich von Rechtsprinzipien wie einem Ver­
bot gesamtschuldnerischer Haftungsüber­
nahme oder der politischen, auch fiskalpo­
litischen Unabhängigkeit der Europäi­
schen Zentralbank besonders beeindru­

des Rechts falsch belichtet. Für manch ei­
nen hat das Recht nur noch eine instru­
menteile Bedeutung. Wer politisch steu­
ern will, erlässt Gesetze, Verordnungen, 
begründet damit Pflichten, Leistungsan­
sprüche oder gibt Verhaltensanreize. 
Recht soll politische Gestaltung ermögli­
chen, nicht verhindern, lautet das Credo. 
Gesetzgeber, Verwaltungsbeamte oder 
Richter sind insofern nur Fachleute für An­
wendungsfragen, nicht für Sinn- und Sys­
temfragen. Daran ist einiges richtig, aber 
die Ausschließlichkeit irritiert.

Mit dem Finger wird dabei auf eine Ge­
genposition gezeigt, die vermutlich ebenso 

. falsch ist wie die eigene: auf diejenigen, die 
dem Recht eine geradezu mythische Rich­
tigkeitsgewähr und tiefgründige Weisheit 
Zutrauen, die aus Grundrechten oder Ver­
fassungsprinzipien ermitteln wollen, was 
die Welt im Innersten zusammenhält und 
die das gesamte politische Geschehen nur 
noch als Konkretisierung von Grundrech­
ten und _ Staatstrukturprinzipien deuten 
wollen. Derartige Überschätzungen des 
Vernunftpotentials von speziellen Funkti­
onsbereichen der Gesellschaft gibt es auch 
im Verhältnis von Politik zur Wirtschaft 
oder zur Wissenschaft. Die Wirtschaft 
wird von den meisten Politikern, angefeu­

sphären sich der Einzelne -  darauf kommt 
es an -  in seiner Persönlichkeit zu entfal­
ten vermag. Ohne freie Presse und freie 
Wissenschaft bleiben wir dumm, ohne 
Marktwirtschaft werden wir arm an mate­
riellen Ressourcen, ohne Rechtsstaat und 
Demokratie werden wir geduckt und ängst­
lich, zu Objekten anonymer Mächte, ohne 
den Sozialstaat verzweifeln die Schwachen 
an der Idee von Marktwirtschaft und Frei­
heit.

Die Politik ist nur ein Funktionssystem 
der modernen Gesellschaft, auch wenn 
sie sich für das Ganze hält und nach allge­
meinem Verständnis ihre Besonderheit 
darin findet, verantwortlich für das Ganze 
zu zeichnen. JSie_kann gleichwohl nicht 

„das Ganze sein, weil sonst die Vorausset­
zung einer auf individuelle Freiheit und 
Ausdifferenzierung in Funktionssystemen 
gründenden modernen Gesellschaft nicht 
mehr funktioniert, was vor allem auch die 
Politik als eigenes System zu spüren bekä­
me. Jede Diktatur der Neuzeit, die sich aus 
den Fesseln von Bürgerwillen, Markt und 
Recht befreit hat, wurde irgendwann von 
überlegenen Kräften hinweggefegt oder 
ist durch Auszehrung implodiert. Die De­
mokratien des Westens, die zu jenen über­
legenen Kräften zählten und (wie Gaddafi

und nicht als das; was das Recht in demo­
kratieerfahrenen westlichen Zivilisatio­
nen immer schon war: eine politisch fass­
bare und funktionierende relative Größe -  
wohlgemerkt in Ländern mit einer langen 
politischen Rechtsordnung.“

Recht als relative Größe: Relativ wozu? 
Die Beispiele Bohrers richten sich mehr 
gegen das Völkerrecht, gegen Menschen­
rechtsrigorismus, er betont die Demokra­
tie als Quelle eines Rechts, das eben rela­
tiv zur demokratischen Mehrheitsentschei­
dung stehe. Damit ist er dem Grundgesetz 
ganz nahe, aber sein Plädoyer für den Wil­
len zur Macht ohne provinzielle Kleinlich­
keit der Rechtsbewahrer, hat auch eine ge­
fährliche Seite. Der Verfassungsstaat setzt 
den Willen zur politischen Einheit und die 
Fähigkeit zu konzeptionellem Handeln ge­
wiss voraus; wenn es daran mangelt, geht 
ein der Machtentfaltung Form und Gren­
ze setzendes Staatsrecht womöglich ins 
Leere, wird seinerseits dysfunktional.

Doch gleichwohl steckt ein Fehler in vie­
len feuilletonistischen Analysen. Sie sug­
gerieren, es müsse nur eine Persönlichkeit 
wie sagen wir Helmut Schmidt wiederkeh­
ren, als Weltökonom deutsche Interessen 
mit kantischer Pflichtethik und weltstaatli­
chem Universalismus verbindend. Aber 
die siebziger Jahre entsprechen nicht unse­
rer Zeit. Sie haben zudem -  häufig genug 
auch gegen den Willen des hanseatischen 
Kanzlers -  einiges verursacht, was heute 
drückende Probleme bereitet. Die falsche 
Vorstellung, wonach die Nationen des 
Westens Wirtschaftswachstum durch Glo­
balsteuerung, Ausgabenprogramme, Geld­
politik und Liberalisierung der Märkte un­
begrenzt fördern könnten, hat sie heute zu 
Getriebenen einer von ihnen selbst entfes­
selten Dynamik gemacht. Vielleicht wäre 
diese Dynamik im Weltfinanzsystem noch 
mit einer neuen globalen Finanzordnung 
zu beherrschen, wäre der Westen, wären 
London und Frankfurt, New York und To­
kio mit ihren öffentlichen Schuldenlasten 
nicht längst zu Abhängigen geworden, die 
vielleicht morgen schon in Peking keine 
Menschenrechte mehr einfordern, son­
dern um Kauf einiger misstrauisch beäug­
ter Staatsanleihen bitten.

Viele Menschen sind heute überzeugt, 
dass die in Angriff genommene Lösung 
der europäischen Staatsschuldenkrise 
durch gemeinsame Maßnahmen zur Ver­
ringerung der Refinanzierungskosten ein­
zelner in der Bonität zweifelhafter Staaten

cken lasse, entspreche nicht dem jetzt ge­
fragten Typus von „European Leader­
ship“, der tauge nicht als weitsichtiger 
Staatsmann und kühner Architekt Euro­
pas: Wer rechtlich denke, sei provinziell. 
Es gehe um die Bildung von Macht, so er­
läutert ein Diplomat, europäische Zentral­
macht, damit wir in einer dynamischen 
Welt unseren „way of life“ verteidigen kön­
nen. Dies ist ein in den Zwischentönen un­
überhörbar defensives, sich auf längere 
Sicht abschließendes Projekt. Die Rede ist 
vom sicheren Hafen Europa angesichts 
von Stürmen der globalen Dynamik. Das 
Projekt ist jedenfalls eines, das wie beim 
Bau einer Trutzburg die Generierung von 
Mächtigkeit zum vorherrschenden Prinzip 
macht und nicht etwa zentrale Werte der 
individuellen Freiheit, der lebendigen De­
mokratie, des sozialen Rechtsstaates, je­
ner auf ewig geschworenen Bindung aller 
politischen Macht an das Recht.

Zu solch politischen Erwägungen könn­
te man einiges sagen. Zum Beispiel zu der 
These, dass es heute an den großen Archi­
tekten fehle. Die medial gut darstellbaren 
Machtworte, die rhetorisch das Gemüt er­
greifenden Visionen oder die Attitüde des 
entschlossenen Machers, gehören gewiss 
zum politischen Prozess wie Salz zur Sup­
pe. Aber hat nicht das Regieren aus dem 
medial präsentierten Augenblick heraus 
zu genau den- Krankheiten geführt, die 
jetzt mit demselben Wirkstoff wieder ku­
riert werden sollen? Deutschland hatte be­
reits seit den sechziger Jahren eine verfas­
sungsrechtliche Schuldenbremse, die bei 
gebotener Auslegung den Bund verpflich­
tete, bei guter Konjunkturlage Kredite zu­
rückzuführen und nicht nur die Neuver­
schuldung geringer ausfallen zu lassen als 
bislang. Nicht anders das europäische Ver­
tragsrecht: Die Aufnahmekriterien zur 
Währungsunion und die Stabilitätskrite­
rien wurden von Politikern lasch gehand- 
habt oder bewusst aufgeweicht, getragen 
von einem Selbstverständnis, das stolz dar­
auf ist, sich allenfalls durch wirtschaftli­
che, gewiss aber nicht rechtliche Sach­
zwänge von der Durchsetzung des poli­
tisch Gewollten abhalten zu lassen.

Aber solch schiefem Pragmatismus liegt 
ein Politikverständnis zugrunde, das sich 
zwar modern und streng sachlich geriert, 
aber längst nicht mehr auf der Höhe der 
Zeit ist, das mehr Sachprobleme erzeugt 
als löst. Dahinter steht ein verzerrtes Bild 
von Gesellschaft, das auch die Leistung

ert durch die öffentliche Meinung, als In­
strument zur Durchsetzung politischer Zie­
le, vor allem zur Herstellung von Wohl­
stand betrachtet. Die Globalsteuerung der 
frühen Siebziger war im Grunde ein um De- 
ficit-Spending erweiterter Neo-merkantilis- 
mus. Die Feindbilder waren und sind hier 
die Neoliberalen, die dem Markt fast alles 
an Weisheit und Wohltat Zutrauen, in ei­
nem Ausmaß, das etwa dem entspricht, 
was ihm seine Gegner an Gemeinheiten 
und Ungerechtigkeiten unterstellen. Bei 
der Wissenschaft ist es entsprechend. Die 
Politik hat sich unter wissenschaftlicher 
Anleitung, deren Erkenntnisse sie aller­
dings auch immer zweckgerichtet kanali­
sierte, in eine finanzwirtschaftliche Malai­
se hineinmanövriert, so dass sie jetzt wo­
möglich gar nicht mehr auf Sachverstand 
hören will: Was interessieren denn die

Wenn sich Grenzziehungen 
häufen, dringt macht­
bewusste Politik auf 
Lockerung der Fesseln.

Statements führender Volkswirtschaftler 
oder der unabhängigen Bundesbank, wenn 
die Ökonomen noch nicht einmal die Welt­
finanzkrise vorausgesehen haben?

Das wahre Bild an der Schnittstelle der 
Funktionssysteme ist komplizierter. Es 
zeigt ein unwegsames Gelände für die übli­
chen Feldzüge der politischen Moral, die 
kognitiv so unglaublich entlasten. Die mo­
derne Gesellschaft ermöglicht individuel­
le Freiheit und Gleichheit vor dem Gesetz, 
weil sie die großen sozialen Funktionsbe­
reiche wie Wirtschaft und Wissenschaft, 
Recht und Religion, aber eben auch die Po­
litik frei sein lässt, nach ihren Gesetzmä­
ßigkeiten und Regeln zu operieren. Keine 
Freiheit ist dabei unbegrenzt. Eigentum 
verpflichtet. Die Freiheit der Lehre entbin­
det nicht von der Treue zur Verfassung. 
Aber die Grundrechte zielen eben doch 
auch immer auf Wahrung von Funktions­
grenzen. Die Wissenschaft, die Religions­
gemeinschaften, die Marktwirtschaft, die 
politische Willensbildung und die Grün­
dung von Parteien, all das muss große Frei­
räume genießen, weil erst dann eine Ge­
sellschaft der Freien sich entfalten kann, 
weil durch diese und in diesen Funktions­
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spüren konnte) immer noch zählen, soll­
ten verstanden haben, dass die Bindung 
politischer Herrschaft an Wählerwillen, 
die Unterwerfung unter die Gebote kauf­
männischer Solidität in Haushaltsfragen, 
die Bindung an das Recht, dass all das die 
Demokratien überlegen macht und sie län­
ger, vielleicht ewig leben lässt, wenn sie 
nicht und sei es in der sanftesten Form 
den Sirenengesängen einer Totalität des 
Politischen folgen.

Das alles wissen wir nicht erst seit Ni­
klas Luhmann, sondern seit Paulskirchen­
verfassung und Grundgesetz. Demokrati­
sche Mehrheit darf nicht alles. Jede Frei­
heit, auch die demokratisch ausgeübte, 
braucht Grenzen. Sie werden vor allem 
durch kluge Selbsterkenntnis gezogen, 
aber auch durch äußere Grenzen, aus den 
Reaktionen anderer Menschen oder de­
nen anderer Funktionssysteme wie Märk­
ten oder Recht. Solche Grenzen erfährt 
das sich selbst verwirklichende Individu­
um, aber auch ganze selbstbestimmte De­
mokratien, wenn sie von Recht, Macht 
oder Markt mehr oder minder drastisch 
auf etwas hingewiesen werden. Eine verlo­
rene Wahl ist ein solcher Hinweis, ein ne­
gativ ausfallendes Gerichtsurteil ein ande­
rer oder steigende Zinsen für Anleihen 
oder die Herabstufung der Bonität eines 
Staates durch eine Ratingagentur. Wenn 
sich solche Grenzziehungen häufen, 
dringt machtbewusste Politik auf Locke­
rung der Fesseln, dann verlagert man Ent­
scheidungen hinein in das System inter- 
gouvernementalen Regierens, um sie den 
Unwägbarkeiten des partikularen Populis­
mus zu entwinden. Doch lockern sich da­
durch auch der Zugriff der öffentlichen 
Meinung und der des Wählers. In einem 
anderen Fall erwägt man vielleicht die Ver­
fassung zu ändern, um ein störrisches Ver­
fassungsgericht auf die politisch ge­
wünschte Bahn zu bringen, oder man ver­
sucht, sich dem Würgegriff der Anleihe­
märkte und ihrer Ratingagenturen durch 
allerlei Maßnahmen wie Ankäufe der 1 
Staatsanleihen durch die eigene Noten­
bank oder eine neue gemeinsame Staatsfi­
nanzagentur und eigene Ratingagenturen 
zu entziehen. Funktionssysteme wie die 
Wirtschaft oder eben auch die Politik sto­
ßen an Grenzen und wollen sich damit 
nicht abfinden.

Hier schlummert das Kernproblem des 
21. Jahrhunderts für die Staaten des Wes­
tens. Wollen wir jetzt auch noch die Poli­

tik entgrenzen, nachdem wir bereits die 
allgemeine Handlungsfreiheit von sittli­
chen Bindungen, Teile des Marktes von 
der Ordnung staatlicher Hoheit und den 
Regeln sozialer Marktwirtschaft entbun­
den haben? Es kann durchaus so sein, wie 
ein Buchtitel zum sechzigjährigen Beste­
hen des Bundesverfassungsgerichts sugge­
riert, dass auch die Rechtsprechung ent- 
grenzt ist, obwohl das mehr auf andere 
und vor allem internationale Gerichte zu­
trifft, läuft doch Karlsruhe mit seinen Bin­
dungen der öffentlichen Gewalt nur müh­
sam den Entgrenzungen politischer Herr­
schaft oder auch anderer Gerichte hinter-

Wird das Recht wieder stär­
ker Diener einer Macht, die 
ebenfalls nur Getriebene 
ist?

her. Karlsruhe konterkariert, repariert 
oder (mit den Worten seiner Kritiker) 
rechtfertigt die hier und dort zu erkennen­
den Erosionen demokratischer und sozia­
ler Rechtsstaatlichkeit.

Das Problem der Entgrenzung von Teil­
funktionen der modernen Gesellschaft ist 
entstanden, weil alles so wunderbar funk­
tioniert hat und deshalb im modernen Li­
nearitätsdenken des „Immer-mehr“ und 
„Immer-weiter“ wir fast alles überzogen ha­
ben, auch unsere Kreditlinien. Freiheit und 
Wohlstand, Frieden und Sicherheit entstan­
den durch die Entfaltung aller Potentiale 
des wirtschaftlichen, des politischen und 
des wissenschaftlichen Systems. Alle Teil­
funktionen der Gesellschaft wurden zu 
Höchstleistungen getrieben, wobei in ei­
nem Klima indifferenten, ungebundenen 
Freiseins die intermediären gesellschaftli­
chen Kräfte wie Familien, Vereine, zivile 
und religiöse Gemeinschaften schrumpf­
ten und die Zweckrationalismen wirtschaft­
licher und bürokratischer Denkweisen in 
Führung gegangen sind. Von der Wissen­
schaft wurden immer mehr Antworten ver­
langt, dem Recht immer größere Steue­
rungslasten aufgebürdet, die Wirtschaft 
muss wachsen um beinah jeden Preis. Die 
verselbständigten Funktionssysteme wur­
den immer selbstbezüglicher, immer gestei­
gerter in ihren Leistungen. Aber könnten 
sie nicht am guten Schluss versagen, über­
kandidelt, überfordert, losgelöst aus den ge­
sellschaftlichen Kopplungen, viel zu weit 
entfernt von den Einsichten der Alltagsver­
nunft? Könnte nicht die westliche Welt mit 
ihrem rechtlichen und sozialtechnischen 
Paternalismus irgendwann wie der Markt 
für Finanzderivate enden? Steht die große 
Entdifferenzierung vor der Tür?

Vielleicht geht es nicht um das Ende 
der Geschichte, sondern um das Ende der 
Neuzeit. Man würde gerne glauben, dass 
die Raffgier junger Investmentbanker al­
lein oder doch maßgeblich an der Weltfi­
nanzkrise schuld war und alles nur ge­
schieht, damit die Reichen immer reicher 
werden, was an vielen Stellen tatsächlich 
so sein mag. Mich besorgt es im Rückblick 
aber noch mehr, wenn von der Angst in 
den Augen der Banker berichtet wird, als 
sie bei Repräsentanten eines Staates, den 
sie gerade noch als Institution des 19. Jahr­
hunderts milde belächelt hatten, vorstellig 
wurden, weil ihr System zu kollabieren 
drohte, ein Renditesystem, das die Boden­
haftung kaufmännischer Kalkulierbarkeit 
verloren hatte und das von den Staaten 
des Westens nicht etwa nur hingenom­
men, sondern -  seien wir doch ehrlich -  
befeuert worden war, um Wachstum und 
Wohlstand zu generieren.

Könnte jetzt im Zuge einer allmähli­
chen, aber tiefgreifenden Entdifferenzie­
rung der modernen Gesellschaft auch das 
Recht seine Unabhängigkeit verlieren, so 
wie die Wissenschaft schon in Drittmittel­
projekten und Exzellenzinitiativen um ein 
kleines Stück ihrer Eigenwilligkeit ge­
bracht ist? Wird das Recht wieder stärker 
Diener einer Macht, die ebenfalls nur Ge­
triebene ist? Europa, die Vereinigten Staa­
ten und Japan, der Westen insgesamt steht 
am Scheideweg. Wenn heute gesagt wird, 
der Staat sei eine Erfindung des 19. Jahr­
hunderts, wird viel zu kurz gegriffen. Die 
Vorstellung, politische Macht mit rechtli­
cher Form den Maßstäben der Vernunft zu­
gänglich zu machen, ist mindestens ein hal­
bes Jahrtausend alt. Nimmt man die Ge­
burtsstunde der rationalistischen Neuzeit 
als Maß, ist diese Idee -  denkt man an Tho­
mas von Aquin, an Augustinus, Cicero 
oder Aristoteles -  im Grunde so alt wie das 
rationale Denken selbst. Lösen wir Staat 
und Recht und Vernunft voneinander, 
dann fehlt uns jeder Kompass für die huma­
ne und kluge Gestaltung des 21. Jahrhun­
derts. Als vor geraumer Zeit die Frankfur­
ter Allgemeine Zeitung ihre Seite „Staat 
und Recht“ vorstellte, fand ich die Namens­
gebung etwas zu konservativ, waren wir 
doch alle in der rechtswissenschaftlichen 
Community längst im vernetzten polyzen­
trischen Mehrebenensystem angelangt. Be­
griffsmoden kommen und gehen, klassi­
sche Fragestellungen wie die des Verhält­
nisses von Staat und Recht dagegen sind 
deshalb klassisch, weil sie über den Tag 
hinausweisen und Existenzfragen des Men­
schen in allgemein gültige Form fassen.
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